And. G Durchfithrung RundfunkStV

Gesetz
zur Anderung des Sichsischen Gesetzes zur Durchfithrung des Staatsvertrags
uber den Rundfunk im vereinten Deutschland

Vom 12. Dezember 1997

Der Sachsische Landtag hat am 13. November 1997 das folgende Gesetz beschlossen:

) Artikel 1
Anderung des Sachsischen Gesetzes
zur Durchfithrung des Staatsvertrags liber den Rundfunk im vereinten Deutschland

§ 1 des Sachsischen Gesetzes zur Durchflihrung des Staatsvertrags (iber den Rundfunk im vereinten Deutschland
vom 19. Dezember 1991 (S4chsGVBI. S. 457), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
11. Dezember 1995 (SachsGVBI. S. 383), wird wie folgt gefaBt:

§1

Rundfunkstaatsvertrag

(1) Zustandige Behérde nach Artikel 1 § 9 Abs. 1 Satz 1 des Staatsvertrags Uber den Rundfunk im vereinten
Deutschland (Staatsvertrag) vom 31. August 1991 (SachsGVBI. S. 426), zuletzt gedndert durch den Dritten
Rundfunkadnderungsstaatsvertrag vom 11. September 1996 (SdchsGVBI. S. 506) ist die Sachsische Staatskanzlei.

(2) Landesmedienanstalt im Sinne des Staatsvertrags ist die Sachsische Landesanstalt fir privaten Rundfunk und
neue Medien. Vorbehaltlich des Absatzes 3 steht der Sachsischen Landesanstalt fir privaten Rundfunk und neue
Medien der zusétzliche Anteil an der einheitlichen Rundfunkgebuhr in Héhe von 2 vom Hundert nach Artikel 1

§ 40 Abs. 1 des Staatsvertrags fiir die Wahrnehmung der dort festgelegten Aufgaben zu. Sie kann den Anteil an der
Rundfunkgeblhr nach Artikel 1 § 40 Abs. 1 Satz 2 des Staatsvertrags auch fir die Férderung von landesrechtlich
gebotener technischer Infrastruktur zur terrestrischen Versorgung des Gebietes des Freistaates Sachsen und zur
Férderung von Projekten fur neuartige Rundfunkibertragungstechniken verwenden.

(3) Dem Mitteldeutschen Rundfunk stehen ab dem 1. Januar 1998 22 vom Hundert vom zusétzlichen Anteil an der
einheitlichen Rundfunkgebihr nach Artikel 1 § 40 Abs. 1 des Staatsvertrags aus dem Aufkommen im Sendegebiet
des Freistaates Sachsen zu. Der Anteil ist von ihm im Rahmen seiner Aufgaben fir die Zwecke der kiinftigen
Filmférderungseinrichtung, an der sich neben dem Mitteldeutschen Rundfunk, der Sachsischen Landesanstalt fur
privaten Rundfunk und neue Medien und dem Freistaat Sachsen auch andere Lander sowie Institutionen des
privaten und &ffentlichen Rechts beteiligen kénnen, zu verwenden. Dies gilt entsprechend, soweit die S&chsische
Landesanstalt fir privaten Rundfunk und neue Medien den ihr nach Artikel | § 40 Abs. 1 des Staatsvertrags
zustehenden Anteil an der einheitlichen Rundfunkgebihr nicht nach Absatz 2 in Anspruch nimmt. Bis zur
Griindung der Filmférderungseinrichtung ist der Anteil nach den Satzen 1 und 3 treuh&nderisch und zinsbringend
zu verwalten; nach ihrer Griindung ist der Anteil nebst Zinsen abzlglich der notwendigen Kosten fiir die
Verwaltung an die Filmférderungseinrichtung auszukehren.

(4) Kommt eine Vereinbarung tber eine Filmférderungseinrichtung bis zum 31. Dezember 1998 nicht
rechtswirksam zustande, steht der Anteil nach Absatz 3 S&tze 1 und 3 nebst Zinsen abzliglich notwendiger Kosten
der treuh&nderischen Verwaltung der Sachsischen Landesanstalt fir privaten Rundfunk und neue Medien zur
Erfallung ihrer Aufgaben nach Artikel 1 § 40 Abs. 1 des Staatsvertrags zu. RuckfluBmittel nach Absatz 3 stehen dem
Mitteldeutschen Rundfunk zu, der sie fir Rundfunkzwecke im Freistaat Sachsen zu verwenden hat.”

Artikel 2
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkiindung in Kraft.
Dresden, den 12. Dezember 1997

Der Landtagsprasident
Erich llitgen

Der Ministerprasident
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 24.12.1997 Seite 1 von 2


https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=95

And. G Durchfithrung RundfunkStV

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 24.12.1997 Seite 2 von 2



	Gesetz zur Änderung des Sächsischen Gesetzes zur Durchführung des Staatsvertrags über den Rundfunk im vereinten Deutschland
	Artikel 1  Änderung des Sächsischen Gesetzes  zur Durchführung des Staatsvertrags über den Rundfunk im vereinten Deutschland
	§ 1  Rundfunkstaatsvertrag
	Artikel 2  Inkrafttreten


